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Ein Update 
Die Stiftung Zukunft.li hat letzten Okto-
ber in einer Publikation von einer Welt 
im «Subventionsfieber», einer anste-
ckenden «Protektionismusgrippe» und 
von einer «Weltordnung im Umbruch» 
berichtet. Wie haben sich diese Trends 
in den letzten sechs Monaten entwickelt? 

Laut den Daten des Global Trade Alert 
haben die handelsbeschränkenden 
Massnahmen im Jahr 2023 nochmals 
zugenommen, und in den ersten Mona-
ten des laufenden Jahres sind bereits 
wieder 680 neue Massnahmen dazuge-
kommen. Donald Trump hat angekün-
digt, dass er im Falle einer Wahl als US-
Präsident Zölle von 60 Prozent auf 
Waren aus China und 10 Prozent auf 
Güter anderer Staaten erheben wird. Der 
Trend zur Abschottung und zur «Heimat -
ökonomie» verstärkt sich weiter. 

Die handelsbeschränkenden Massnah-
men umfassen hauptsächlich neue 
Subventionen, die zwischen Anfang 
2023 und März 2024 um 1900 Milliar-
den Dollar angestiegen sind. Als Motive 
dienen die strategische Wettbewerbsfä-
higkeit, die nationale Sicherheit, die 
Versorgungssicherheit und die Bekämp-
fung des Klimawandels. An der Spitze 
des Subventionswettlaufes stehen die 
EU und die USA. Das von Staaten finan-
zierte Rennen um die Subventionierung 
von Schlüsselindustrien geht weiter. 
Dazu drei Beispiele: Japan setzt nicht auf 
die Ansiedlung ausländischer Halblei-
terfirmen, sondern subventioniert ein 
einheimisches Start-up mit rund 6 Mil -
liarden Franken. Der schweizerische 
Solarmodulhersteller Meyer Burger hat 
sich enttäuscht von Europa abgewandt 
und konzentriert sich stattdessen auf die 
subventionierte Produktion in Nord-
amerika. Meyer Burger erzielte 2023 
einen Umsatz von 135 Millionen und 
einen Verlust von 292 Millionen Fran-
ken. Der schweizerische Baustoffkon-
zern Holcim spaltet sein amerikanisches 
Geschäft ab und bringt es als eigenstän-
dige Firma an die US-Börse, um optimal 
von der Subventionsorgie zu profitieren.  

Chinas Weg in die Unabhängigkeit von 
westlichen Technologien und zur Eta-
blierung eines eigenen Technologiesys-
tems nimmt Fahrt auf: Gemäss einer 
neuen Regulierung sollen bis 2027 nur 
noch chinesische Chips und Betriebssys-
teme zum Einsatz kommen, wodurch 
beispielsweise Windows von Microsoft 
oder Prozessoren von Intel definitiv 
verbannt werden. Der Geruch nach 
einer Blockbildung in der Weltordnung 
intensiviert sich. Zunehmend wird aber 
auch deutlich, dass Subventionen mit 
hohen Kosten und unerwünschten 
Nebenwirkungen verbunden sind. So 
hat in China die Subventionspolitik in 
einigen Branchen zu Überkapazitäten 
geführt. Zum Beispiel könnten chinesi-
sche E-Auto-Hersteller fünf bis zehnmal 
mehr Einheiten produzieren, als der 
Markt aufnehmen kann. Der «arme» 
Chinese zahlt mit seinen Subventionen 
dafür, dass der «reiche» Liechtensteiner 
bald sehr günstige Elektroautos kaufen 
kann. Auch die Verschuldung der Staa-
ten nimmt weiter zu. Die Ausgabenpoli-
tik der letzten Jahre hat beispielsweise 
zu einem Milliardenloch im Staatshaus-
halt von Frankreich geführt. Ängste vor 
einer Krise wie derjenigen in Griechen-
land – nur viel grösser – sind keineswegs 
unbegründet. 

Peter Eisenhut 
Ökonom und Präsident 
der Stiftung Zukunft.li

Die obige Grafik zeigt die jährlichen 
Wachstumsraten des realen – sprich 
preisbereinigten – Bruttoinlandspro-
dukts (BIP) für Liechtenstein und 
ausgewählte Länder. Mit dem vom 
Liechtenstein-Institut geschätzten 
Null-Wachstum für das Jahr 2023 
liegt Liechtenstein nahe am europäi-

schen Durchschnitt (0,5 Prozent für 
die EU27). Im Gegensatz zur interna-
tionalen Tendenz konnten die USA 
mit einer BIP-Wachstumsrate von 2,7 
Prozent in 2023 eine deutlich stär ke -
re Entwicklung verzeichnen. 

Das Jahr 2023 war von einer glo-
balen konjunkturellen Eintrübung im 

Kontext hoher Inflationsraten, stei-
gender Zinsen und erhöhter Unsi-
cherheit geprägt. Diesen wirtschaft-
lichen Abschwung bekam Liechten-
stein unmittelbar und sehr früh zu 
spüren, und verzeichnete bereits 
2022 ein negatives BIP-Wachstum 
gegenüber dem Rekordjahr 2021.

Martin Geiger 
Ökonom am  
Liechtenstein-Institut
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Staatliches «Stellenwunder»: 
Verwalten oder gestalten? 
Fachkräftemangel – das «Jammerwort» des 
Jahres 2023. So äusserte sich unlängst der 
Ökonom und ehemalige Schweizer Preisüber-
wacher Rudolf Strahm. Fakt ist aber: Der Fach- 
und Arbeitskräftemangel stellt für die Ost-
schweizer Unternehmen mittelfristig die 
grösste Herausforderung dar. Das zeigt eine 
Mitgliederumfrage der IHK St. Gallen-Appen-
zell und der IHK Thurgau. So vermelden  
7 von 10 Betrieben, die Rekrutierung von 
Arbeitskräften gestalte sich als «schwierig»  
bis «sehr schwierig».  

Entscheidend ist deshalb, dass gut ausgebilde-
te Fachkräfte dort ihre Arbeitsleistung erbrin-
gen, wo sie am dringendsten benötigt werden 
oder eine hohe Wertschöpfung generieren. Die 
Unternehmen stehen dabei im Arbeitsmarkt in 
direktem Wettbewerb mit dem Staat. 

Überproportionales  
Stellenwachstum beim Staat 

Umso beachtenswerter ist die Tatsache, dass 
der Schweizer Staat im vergangenen Jahrzehnt 
gegenüber der Privatwirtschaft seinen Personal -
bestand deutlich stärker ausbaute. So wuchs 
die Beschäftigung zwischen 2011 und 2019 im 
öffentlichen Sektor um 13 Prozent, im privaten 
Sektor stieg sie im selben Zeitraum um 8 Pro -
zent. Insbesondere die Kantone und Gemein-
den stellten deutlich mehr Personal ein. Da der 
Grossteil der Staatsbediensteten ohnehin auf 
Kantons- und Gemeindeebene angestellt ist, 
fällt die hohe Wachstumsrate besonders stark 
ins Gewicht. 

Ähnlich das Bild in Liechtenstein: Die Gesamt-
beschäftigung wuchs in den 2010er-Jahren um 
7,5 Prozent. In der öffentlichen Verwaltung 
stieg die Anzahl der Erwerbstätigen hingegen 
um 12 Prozent. Die Industrie verzeichnete 
gleichzeitig gar einen leichten Rückgang. 

Staatliche Lohnprämie 

Warum aber zieht es Arbeitnehmende vermehrt 
in den staatlichen Sektor? Neben grosszügigeren 
Pensionskassenregelungen, teilweise tieferen 
Wochenarbeitszeiten und höherer Jobsicherheit 
punktet der Staat mit höheren Löhnen. 2022 
betrug der mittlere Lohn (Median) in der 
Schweiz 6788 Franken im Monat – Anteile am  
13. Monatslohn und Sonderzahlungen miteinge-
rechnet. Mit 8422 Franken verdienen Angestell-
te in der öffentlichen Verwaltung monatlich fast 
2000 Franken mehr als durchschnittliche 
Erwerbstätige – und zählen mit zu den Topver-
dienern. Einzig die Finanz- und Versicherungs-

branche sowie die Pharmaunternehmen zahlen 
noch besser. 

Im Durchschnitt mögen staatliche Tätigkeiten 
herausfordernder sein und eine höhere Ausbil-
dung voraussetzen. Aber selbst bei vergleichba-
rer Tätigkeit und Qualifikation verdienen Bun-
desangestellte in der Schweiz satte 11,6 Prozent 
mehr als in privaten Unternehmen. Auf Kan-
tons- und Gemeindeebene sind es immerhin 
noch 4,3 respektive 3,4 Prozent. 

Staat ist nicht gleich Staat 

Der öffentliche Sektor – mit rund 620 000 
Beschäftigten gewichtiger Akteur im Schweizer 
Arbeitsmarkt – bewirkt damit einen Aufwärts-
lohndruck. Die Unternehmen befinden sich 
gleichzeitig im (internationalen) Wettbewerb. 
Die ohnehin hohen Lohnkosten müssen im 
verarbeitenden Gewerbe tagtäglich mit Innova-
tion, Qualität und Verlässlichkeit kompensiert 
werden. Insbesondere kleinere und mittlere 
Unternehmen haben den systematisch höheren 
Staatslöhnen letztlich oft wenig entgegenzuset-
zen. Der Arbeitskräftemangel verschärft sich in 
diesen Betrieben weiter. 

Doch Staat ist nicht gleich Staat. So verhöhnt eine 
Pauschalisierung beispielsweise die Lohn- und 
Arbeitszeitrealitäten in Pflegeberufen. Vielmehr 
muss eine öffentliche Debatte über die Art des 
staatlichen Stellenwachstums geführt werden, 
zumal die Demografie gegen uns spielt und sich 
die Lücke am Arbeitsmarkt weiter öffnet: Welche 
Aufgaben soll der Staat im Kern wahrnehmen? 
Wo schaffen Staatsangestellte einen unmittelba-
ren gesellschaftlichen Nutzen? In welchen Berei-
chen braucht es finanzielle und personelle Entlas-
tung – und wo lässt sich umgekehrt dieselbe 
Arbeit in weniger Zeit erbringen? Oder etwas 
zugespitzt formuliert: Wollen wir in unserer  
Region gestalten oder verwalten?

Liechtensteinische BIP-Entwicklung im internationalen Vergleich

Jan Riss 
Chefökonom IHK St. Gallen-Appenzell 

 

«Selbst bei vergleichbarer  
Tätigkeit und Qualifikation  

verdienen Bundesangestellte  
in der Schweiz satte 

11,6 Prozent mehr als in  
privaten Unternehmen.»


